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15. Regionalentwicklung 

Flächenkonkurrenz: Belange der Wirtschaft beachten 

Planerische Grundlage für attraktives Wirtschafts- und Lebensumfeld schaffen 

Der Wirtschaftsstandort Hessen braucht genügend Flächen für Industrie, Gewerbe, Handel, 
Logistik, Wasser-, Land- und Forstwirtschaft sowie Rohstoffgewinnung, aber auch für Ver-
kehrswege, Breitbandnetze, Entsorgung und weitere wirtschaftsnahe Infrastruktur sowie für 
den Wohnungsbau für die Beschäftigten. Überall in Hessen und ganz besonders im dicht be-
siedelten Ballungsraum Rhein-Main konkurrieren vielfältige Ansprüche innerhalb der Wirt-
schaft sowie zwischen Wirtschaft und der übrigen Gesellschaft um die nicht vermehrbaren 
Flächen bzw. um die planerischen Räume. Um Nutzungskonflikte zu minimieren, müssen 
raumbezogene Belange von Landesregierung und Landtag abgewogen und in ein gutes Mit-
einander gebracht werden. Da die regionalen Verflechtungen immer weitreichender werden, 
ist eine Planung und Ordnung des Raumes nötig, die über die eigene Örtlichkeit hinausgeht. 
Als übergeordnetem Raumordnungsplan kommt dem Landesentwicklungsplan daher eine 
große Bedeutung als Entwicklungsinstrument für den Wirtschaftsstandort Hessen zu. 

Ausgleichsmaßnahmen: Kompensationsbegriff erweitern 

Der Landtag und das Umweltministerium sollten die bestehenden Kompensationskonzepte 
weiterentwickeln. Ausgleichsmaßnahmen werden nötig, wenn Eingriffe mit negativen Folgen 
für Natur und Landschaft erfolgen. Kompensationsmaßnahmen sollten positive Effekte für 
Schutzgüter haben und vorrangig keine weiteren Landwirtschaftsflächen beanspruchen. Alter-
native Kompensationskonzepte können alle Beteiligten entlasten. Als Ausgleichsmaßnahme 
anerkannt werden sollte bspw. der Ausbau der Landschaft zu Erholungszwecken. Aufgrund 

ihres besonderen ökologischen Wertes sollten Ausgleichsflächen und Erholungsflächen bei 
der Bilanzierung der Flächeninanspruchnahme außen vor bleiben.  

Außenentwicklung muss weiter möglich bleiben 

Der Landtag sollte sicherstellen, dass auch bei weiterer Reduzierung der Flächennutzung ge-
rade in wachsenden Ballungsräumen eine behutsame Außenbereichsentwicklung ermöglicht 
bleibt. Das Prinzip der Innen- vor Außenentwicklung zur flächensparenden Siedlungsentwick-
lung ist zwar grundsätzlich richtig. Eine Beschränkung der Flächenausweisung allein auf die 
Innenentwicklung darf jedoch nicht erfolgen. Denn das würde etwa Bauland weiter verknap-
pen, so dass Grundstückspreise und somit auch Neuvertragsmieten weiter stiegen. Neue 
Quartiere wie Wiesbaden-Ostfeld oder Frankfurt-Josefstadt werden dringend benötigt und soll-
ten konsequent umgesetzt werden. 

Höhere Mindestdichtewerte prüfen 

Der Landtag sollte eine Erhöhung der Mindestdichtewerte im Landesentwicklungsplan prüfen, 
um den hohen Siedlungsdruck im Ballungsraum Rhein-Main gerecht zu werden. Regionalpla-
nerische Mindestdichtewerte in Wohneinheiten pro Hektar werden als Grundsatz der Raum-
ordnung für die unterschiedlichen Strukturräume festgelegt. Ein höherer Dichtewert im Bal-
lungsraum würde es erlauben, Flächen effizienter zu nutzen. Dies käme Erwerbstätigen zu-
gute, die eine Wohnung in der Nähe ihres Arbeitsplatzes in Ballungsräumen benötigen. 
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Lebendige Innenstädte: Bündnis fortsetzen, Förderung ausbauen 

und den finanziellen Ausbau des Programms prüfen, sobald es die haushaltspolitische Lage 
erlaubt. Das Förderprogramm hilft den hessischen Städten und Kommunen, nachhaltige Maß-

 
 
Die Corona-Pandemie hat bereits bestehende Herausforderungen für die Innenstädte  allen 
voran für den stationären Innenstadthandel  weiter vergrößert. Die Rücklagen der Händler 
sind großteils aufgebraucht, die Konkurrenz aus dem Onlinehandel floriert stattdessen. Vielen 
Innenstädten droht Leerstand und Verödung, falls die Entwicklung der vergangenen Jahre an-
halten sollte und immer weniger Umsätze im innerörtlichen Einzelhandel erzielt werden. Die 
Auswirkungen würden nicht nur weitere Wirtschaftszweige wie Gastronomie und Tourismus 
spüren, sondern auch die Gesellschaft insgesamt: Der demokratische Interessenausgleich 
und die plurale Kultur sind darauf angewiesen ist, dass sich Menschen physisch und nicht nur 
virtuell begegnen und ihre Verschiedenartigkeit konkret erleben und verstehen können. Des-
halb ist aus Sicht der Wirtschaft die Innenstadtförderung  ähnlich wie die Förderung des 
Sports und Vereinslebens  auch aus übergeordneten gesellschaftlichen Gründen geboten. 
(Mehrausgaben pro Jahr gegenüber heute im Land: 5 Mio. Euro) 

Vier Sonntagsöffnungen rechtssicher ermöglichen und Anlassbezug streichen 

Um die Innenstädte lebendig zu halten und den stationären Einzelhandel zu unterstützen, 
sollte der Landtag trotz der schwierigen grundgesetzlichen Rahmenbedingungen versuchen, 
dem Handel ermöglichen, an vier Sonntagen rechtssicher zu öffnen. Der Landtag sollte den 
Anlassbezug im Hessischen Ladenöffnungsgesetz ersatzlos streichen. Derzeit können aus 
besonderem Anlass vier verkaufsoffene Sonn- und Feiertage pro Jahr freigegeben werden. 
Jedoch werden diese genehmigten Sonntagsöffnungen immer wieder kurzfristig von Gerichten 
gekippt. Das kostet viel Geld, da die Händler vorab Werbung schalten, Personal einplanen und 
Aktionen organisieren. Der kurzfristige Ausfall eines verkaufsoffenen Sonntags schadet dem 
Image der Geschäfte, aber auch der betroffenen Stadt.  


